
Landkreisordnung 

alte Fassung neue Fassung 
§ 15

Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit 

(1) Ehrenamtlich Tätige haben Anspruch auf Ersatz ihrer Ausla-
gen und ihres Verdienstausfalls; durch Satzung können
Höchstbeträge festgesetzt werden. Bei Personen, die keinen
Verdienst haben und den Haushalt führen, gilt als Verdienst-
ausfall das entstandene Zeitversäumnis; durch Satzung ist
hierfür ein bestimmter Stundensatz festzusetzen.

(2) Durch Satzung können Durchschnittssätze festgesetzt wer-
den.

(3) Durch Satzung kann bestimmt werden, daß Kreisräten, sons-
tigen Mitgliedern der Ausschüsse des Kreistags und Ehren-
beamten eine Aufwandsentschädigung gewährt wird.

(4) Durch Satzung kann bestimmt werden, daß neben einem
Durchschnittssatz für Auslagen oder einer Aufwandsent-
schädigung Reisekostenvergütung nach den für Beamte gel-
tenden Bestimmungen gewährt wird.

(5) Ehrenamtlich Tätigen kann Ersatz für Sachschäden nach den
für Beamte geltenden Bestimmungen gewährt werden.

(6) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 bis 5 sind nicht über-
tragbar.
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Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit 

(1) Ehrenamtlich Tätige haben Anspruch auf Ersatz ihrer Ausla-
gen und ihres Verdienstausfalls; durch Satzung können
Höchstbeträge festgesetzt werden. Bei Personen, die keinen
Verdienst haben und den Haushalt führen, gilt als Verdienst-
ausfall das entstandene Zeitversäumnis; durch Satzung ist
hierfür ein bestimmter Stundensatz festzusetzen.

(2) Durch Satzung können Durchschnittssätze festgesetzt wer-
den.

(3) Durch Satzung kann bestimmt werden, dass Kreisräten,
sonstigen Mitgliedern der Ausschüsse des Kreistags und Eh-
renbeamten eine Aufwandsentschädigung gewährt wird.

(4) Aufwendungen für die entgeltliche Betreuung von pfle-
ge- oder betreuungsbedürftigen Angehörigen während
der Ausübung der ehrenamtlichen Tätigkeit werden er-
stattet. Das Nähere wird durch Satzung geregelt.

(5) Durch Satzung kann bestimmt werden, dass neben ei-
nem Durchschnittssatz für Auslagen oder einer Auf-
wandsentschädigung Reisekostenvergütung nach den
für Beamte geltenden Bestimmungen gewährt wird.

(6) Ehrenamtlich Tätigen kann Ersatz für Sachschäden nach
den für Beamte geltenden Bestimmungen gewährt wer-
den.
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(7)  Die Ansprüche nach den Absätzen 1 bis 6 sind nicht 
übertragbar. 

 
Abs. 3 gab es bisher nicht § 17 

Unterrichtung der Einwohner 
 
(3) Gibt der Landkreis ein eigenes Amtsblatt heraus, das er 

zur regelmäßigen Unterrichtung der Einwohner über die 
allgemein bedeutsamen Angelegenheiten des Landkrei-
ses nutzt, ist den Fraktionen des Kreistags Gelegenheit 
zu geben, ihre Auffassungen zu Angelegenheiten des 
Landkreises im Amtsblatt darzulegen. Der Kreistag regelt 
in einem Redaktionsstatut für das Amtsblatt das Nähere, 
insbesondere den angemessenen Umfang der Beiträge 
der Fraktionen. Er hat die Veröffentlichung von Beiträgen 
der Fraktionen innerhalb eines bestimmten Zeitraums 
von höchstens sechs Monaten vor Wahlen auszuschlie-
ßen. 

 
§ 19 

Rechtsstellung und Aufgaben 
 

(3)  Ein Viertel der Kreisräte kann in allen Angelegenheiten des 
Landkreises und seiner Verwaltung verlangen, daß der Land-
rat den Kreistag unterrichtet und daß diesem oder einem von 
ihm bestellten Ausschuß Akteneinsicht gewährt wird. In dem 
Ausschuß müssen die Antragsteller vertreten sein. 

§ 19 
Rechtsstellung und Aufgaben 

 
(3) Eine Fraktion oder ein Sechstel der Kreisräte kann in al-

len Angelegenheiten des Landkreises und seiner Verwal-
tung verlangen, dass der Landrat den Kreistag unterrich-
tet. Ein Viertel der Kreisräte kann in Angelegenheiten im Sin-
ne von Satz 1 verlangen, dass dem Kreistag oder einem von 
ihm bestellten Ausschuss Akteneinsicht gewährt wird. In dem 
Ausschuss müssen die Antragsteller vertreten sein. 

 
§ 21 

Amtszeit 
 

(2)  Die Amtszeit endet mit Ablauf des Monats, in dem die regel-

§ 21 
Amtszeit 

 
(2)  Die Amtszeit endet mit Ablauf des Tages, an dem die regel-



mäßigen Wahlen zum Kreistag stattfinden. Wenn die Wahl 
von der Wahlprüfungsbehörde nicht beanstandet wurde, ist 
die erste Sitzung des Kreistags unverzüglich nach der Zustel-
lung des Wahlprüfungsbescheids oder nach ungenutztem 
Ablauf der Wahlprüfungsfrist, sonst nach Eintritt der Rechts-
kraft der Wahl anzuberaumen; dies gilt auch, wenn eine Ent-
scheidung nach § 24 Abs. 2 Halbsatz 2 noch nicht rechtskräf-
tig ist. Bis zum Zusammentreten des neugewählten Kreistags 
führt der bisherige Kreistag die Geschäfte weiter. 

mäßigen Wahlen zum Kreistag stattfinden. Wenn die Wahl 
von der Wahlprüfungsbehörde nicht beanstandet wurde, ist 
die erste Sitzung des Kreistags unverzüglich nach der Zustel-
lung des Wahlprüfungsbescheids oder nach ungenutztem 
Ablauf der Wahlprüfungsfrist, sonst nach Eintritt der Rechts-
kraft der Wahl anzuberaumen; dies gilt auch, wenn eine Ent-
scheidung nach § 24 Abs. 2 Halbsatz 2 noch nicht rechtskräf-
tig ist. Bis zum Zusammentreten des neugewählten Kreistags 
führt der bisherige Kreistag die Geschäfte weiter. Wesentli-
che Entscheidungen, die bis zum Zusammentreten des 
neugewählten Kreistags aufgeschoben werden können, 
bleiben dem neugewählten Kreistag vorbehalten. 

 
§ 26 

Rechtsstellung der Kreisräte 
 

(5) Auf Kreisräte, die als Vertreter des Landkreises in Organen 
eines wirtschaftlichen Unternehmens (§ 48 dieses Gesetzes 
und § 105 der Gemeindeordnung) Vergütungen erhalten, fin-
den die für den Landrat geltenden Vorschriften über die Ab-
lieferungspflicht entsprechende Anwendung. 

§ 26 
Rechtsstellung der Kreisräte 

 
(5) Auf Kreisräte, die als Vertreter des Landkreises in Organen 

eines wirtschaftlichen Unternehmens (§ 48 dieses Gesetzes 
und § 104 der Gemeindeordnung) Vergütungen erhalten, fin-
den die für den Landrat geltenden Vorschriften über die Ab-
lieferungspflicht entsprechende Anwendung. 

 
 

§ 26 a gab es bisher nicht § 26 a 
Funktionen 

 
(1) Kreisräte können sich zu Fraktionen zusammenschlie-

ßen. Das Nähere über die Bildung der Fraktionen, die 
Mindestzahl ihrer Mitglieder sowie die Rechte und Pflich-
ten der Fraktionen regelt die Geschäftsordnung. 

 
(2) Die Fraktionen wirken bei der Willensbildung und Ent-

scheidungsfindung des Kreistags mit. Sie dürfen inso-
weit ihre Auffassungen öffentlich darstellen. Ihre innere 



Ordnung muss demokratischen und rechtsstaatlichen 
Grundsätzen entsprechen. 

 
(3) Der Landkreis kann den Fraktionen Mittel aus seinem 

Haushalt für die sächlichen und personellen Aufwen-
dungen der Fraktionsarbeit gewähren. Über die Verwen-
dung der Mittel ist ein Nachweis in einfacher Form zu 
führen. 

§ 29 
Einberufung der Sitzungen, Teilnahmepflicht 

(1) Der Landrat beruft den Kreistag schriftlich oder elektronisch 
spätestens eine Woche vor dem Sitzungstag ein und teilt 
rechtzeitig die Verhandlungsgegenstände mit; dabei sind die 
für die Verhandlung erforderlichen Unterlagen beizufügen, 
soweit nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen 
einzelner entgegenstehen. Der Kreistag ist einzuberufen, 
wenn es die Geschäftslage erfordert. Der Kreistag ist unver-
züglich einzuberufen, wenn es ein Viertel der Kreisräte unter 
Angabe des Verhandlungsgegenstands beantragt. Auf An-
trag eines Viertels der Kreisräte ist ein Verhandlungsgegen-
stand auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Kreis-
tags zu setzen. Die Verhandlungsgegenstände müssen zum 
Aufgabengebiet des Kreistags gehören. Satz 3 und 4 gilt 
nicht, wenn der Kreistag den gleichen Verhandlungsgegen-
stand innerhalb der letzten sechs Monate bereits behandelt 
hat. 

 

§ 29 
Einberufung der Sitzungen, Teilnahmepflicht 

 
(1) Der Landrat beruft den Kreistag schriftlich oder elektronisch 

spätestens eine Woche vor dem Sitzungstag ein und teilt 
rechtzeitig mit angemessener Frist ein und teilt rechtzei-
tig, in der Regel mindestens sieben Tage vor dem Sit-
zungstag, die Verhandlungsgegenstände mit; dabei sind die 
für die Verhandlung erforderlichen Unterlagen beizufügen, 
soweit nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen 
einzelner entgegenstehen. Der Kreistag ist einzuberufen, 
wenn es die Geschäftslage erfordert. Der Kreistag ist unver-
züglich einzuberufen, wenn es ein Viertel der Kreisräte unter 
Angabe des Verhandlungsgegenstands beantragt. Auf An-
trag eines Viertels einer Fraktion oder eines Sechstels der 
Kreisräte ist ein Verhandlungsgegenstand auf die Tagesord-
nung der nächsten Sitzung des Kreistags zu setzen. Die Ver-
handlungsgegenstände müssen zum Aufgabengebiet des 
Kreistags gehören. Satz 3 und 4 gilt nicht, wenn der Kreistag 
den gleichen Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten 
sechs Monate bereits behandelt hat. 

§ 30 
Öffentlichkeit der Sitzungen 

(1)  Die Sitzungen des Kreistags sind öffentlich. Nichtöffentlich 
darf nur verhandelt werden, wenn es das öffentliche Wohl 

§ 30 
Öffentlichkeit der Sitzungen 

 
(1)  Die Sitzungen des Kreistags sind öffentlich. Nichtöffentlich 

darf nur verhandelt werden, wenn es das öffentliche Wohl 



oder berechtigte Interessen einzelner erfordern; über Gegen-
stände, bei denen diese Voraussetzungen vorliegen, muß 
nichtöffentlich verhandelt werden. Über Anträge aus der Mitte 
des Kreistags, einen Verhandlungsgegenstand entgegen der 
Tagesordnung in öffentlicher oder nichtöffentlicher Sitzung zu 
behandeln, wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und ent-
schieden. In nichtöffentlicher Sitzung nach Satz 2 gefaßte 
Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der Öffentlichkeit 
oder, wenn dies ungeeignet ist, in der nächsten öffentlichen 
Sitzung bekanntzugeben, soweit nicht das öffentliche Wohl 
oder berechtigte Interessen einzelner entgegenstehen. 

 

oder berechtigte Interessen einzelner erfordern; über Gegen-
stände, bei denen diese Voraussetzungen vorliegen, muss 
nichtöffentlich verhandelt werden. Über Anträge aus der Mitte 
des Kreistags, einen Verhandlungsgegenstand entgegen der 
Tagesordnung in öffentlicher oder nichtöffentlicher Sitzung zu 
behandeln, wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und ent-
schieden. In nichtöffentlicher Sitzung nach Satz 2 gefasste 
Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der Öffentlichkeit 
oder, wenn dies ungeeignet ist, in der nächsten öffentlichen 
Sitzung im Wortlaut bekanntzugeben, soweit nicht das öf-
fentliche Wohl oder berechtigte Interessen einzelner entge-
genstehen. 

§ 34 
Beschließende Ausschüsse 

 
(5)  Für den Geschäftsgang der beschließenden Ausschüsse gel-

ten die Vorschriften der §§ 27 und 29 bis 33 entsprechend. 
Die beschließenden Ausschüsse sind mit angemessener 
Frist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage erfordert; sie 
sollen jedoch mindestens einmal im Monat einberufen wer-
den. In Notfällen können sie ohne Frist, formlos und nur unter 
Angabe der Verhandlungsgegenstände einberufen werden. 
Sitzungen, die der Vorberatung nach Absatz 4 dienen, sind in 
der Regel nichtöffentlich. Im Falle der Vorberatung nach Ab-
satz 4 hat der Landrat Stimmrecht. Ist ein beschließender 
Ausschuß wegen Befangenheit von Mitgliedern nicht be-
schlußfähig im Sinne von § 32 Abs. 2 Satz 1, entscheidet der 
Kreistag an seiner Stelle ohne Vorberatung. 

 

§ 34 
Beschließende Ausschüsse 

 
(5)  Für den Geschäftsgang der beschließenden Ausschüsse gel-

ten die Vorschriften der §§ 27 und 29 bis 33 entsprechend. 
Die beschließenden Ausschüsse sind mit angemessener 
Frist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage erfordert; sie 
sollen jedoch mindestens einmal im Monat einberufen wer-
den. In Notfällen können sie ohne Frist, formlos und nur unter 
Angabe der Verhandlungsgegenstände einberufen werden. 
Sitzungen, die der Vorberatung nach Absatz 4 dienen, sind in 
der Regel nichtöffentlich. Vorberatungen nach Absatz 4 
können in öffentlicher oder nichtöffentlicher Sitzung er-
folgen; bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 30 Ab-
satz 1 Satz 2 muss nichtöffentlich verhandelt werden. Im 
Falle der Vorberatung nach Absatz 4 hat der Landrat Stimm-
recht. Ist ein beschließender Ausschuss wegen Befangenheit 
von Mitgliedern nicht beschlussfähig im Sinne von § 32 Abs. 
2 Satz 1, entscheidet der Kreistag an seiner Stelle ohne Vor-
beratung. 

 



§ 36a gab es bisher nicht § 36 a 
Veröffentlichung von Informationen 

 
(1) Der Landkreis veröffentlicht auf seiner Internetseite Zeit, 

Ort und Tagesordnung der öffentlichen Sitzungen des 
Kreistags und seiner Ausschüsse. Absatz 2 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

 
(2) Die der Tagesordnung beigefügten Beratungsunterlagen 

für öffentliche Sitzungen sind auf der Internetseite des 
Landkreises zu veröffentlichen, nachdem sie den Mit-
gliedern des Kreistags zugegangen sind. Durch geeigne-
te Maßnahmen ist sicherzustellen, dass hierdurch keine 
personenbezogenen Daten oder Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse unbefugt offenbart werden. Sind 
Maßnahmen nach Satz 2 nicht ohne erheblichen Auf-
wand oder erhebliche Veränderungen der Beratungsun-
terlage möglich, kann im Einzelfall von der Veröffentli-
chung abgesehen werden. 

 
(3) In öffentlichen Sitzungen sind die Beratungsunterlagen 

im Sitzungsraum für die Zuhörer auszulegen. Absatz 2 
Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. Die ausgelegten Be-
ratungsunterlagen dürfen vervielfältigt werden. 

 
(4) Die Mitglieder des Kreistags dürfen den Inhalt von Bera-

tungsunterlagen für öffentliche Sitzungen, ausgenom-
men personenbezogene Daten oder Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse, zur Wahrnehmung ihres Amtes ge-
genüber Dritten und der Öffentlichkeit bekannt geben. 

 
(5) Die in öffentlicher Sitzung des Kreistags oder des Aus-

schusses gefassten oder bekannt gegebenen Beschlüs-
se sind im Wortlaut oder in Form eines zusammenfas-



senden Berichts innerhalb einer Woche nach der Sitzung 
auf der Internetseite des Landkreises zu veröffentlichen. 

 
(6) Die Beachtung der Absätze 1 bis 5 ist nicht Vorausset-

zung für die Ordnungsmäßigkeit der Einberufung und 
Leitung der Sitzung. 

§ 38 
Wählbarkeit 

 
Wählbar zum Landrat sind Deutsche im Sinne von Artikel 116 des 
Grundgesetzes, die am Wahltag das 30., aber noch nicht das 65. 
Lebensjahr vollendet haben und die Gewähr dafür bieten, daß sie 
jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung im 
Sinne des Grundgesetzes eintreten. § 23 Abs. 2 gilt entspre-
chend. 
 

§ 38 
Wählbarkeit 

 
Wählbar zum Landrat sind Deutsche im Sinne von Artikel 116 des 
Grundgesetzes, die am Wahltag das 30., aber noch nicht das 68. 
Lebensjahr vollendet haben und die Gewähr dafür bieten, dass 
sie jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung im 
Sinne des Grundgesetzes eintreten. § 23 Abs. 2 gilt entspre-
chend. 

 
§ 39 

Zeitpunkt der Wahl, Wahlverfahren, Amtsverweser 
 

(1)  Wird die Wahl des Landrats wegen Ablaufs der Amtszeit oder 
wegen Eintritts in den Ruhestand infolge Erreichens der Al-
tersgrenze notwendig, ist sie frühestens drei Monate und 
spätestens einen Monat vor Freiwerden der Stelle, in ande-
ren Fällen spätestens sechs Monate nach Freiwerden der 
Stelle durchzuführen. Die Stelle des Landrats ist spätestens 
zwei Monate vor der Wahl öffentlich auszuschreiben. Die 
Frist für die Einreichung der Bewerbung beträgt einen Monat. 

 

§ 39 
Zeitpunkt der Wahl, Wahlverfahren, Amtsverweser 

 
(1)  Wird die Wahl des Landrats wegen Ablaufs der Amtszeit oder 

wegen Eintritts in den Ruhestand infolge Erreichens der Al-
tersgrenze notwendig, ist sie frühestens drei Monate und 
spätestens einen Monat vor Freiwerden der Stelle, in ande-
ren Fällen spätestens sechs Monate nach Freiwerden der 
Stelle durchzuführen. Der Kreistag bestimmt den Wahltag. 
Die Stelle des Landrats ist spätestens zwei Monate vor der 
Wahl öffentlich auszuschreiben. Die Frist für die Einreichung 
der Bewerbung beträgt einen Monat. Der Bewerbung ist ei-
ne Bescheinigung über die Wählbarkeit des Bewerbers 
beizufügen; § 10 Absatz 4 Satz 2 des Kommunalgesetzes 
gilt entsprechend. 

 
 


